Muster für Stiftungen mit zwei Organen 
Stiftungsgeschäft

I.

Hiermit errichte/n ich/wir ........................................................................................

(Vorname, Name, Anschrift)

die Stiftung

............................................................................................

(Name der Stiftung)

mit Sitz in Bremen/Bremerhaven 

als rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts
. 

II.

Zweck der Stiftung ist
.....

III.

Die Stiftung wird mit folgendem Vermögen ausgestattet
:

1. ................................

2. ................................

IV.

Die Stiftung soll durch einen aus ... Personen bestehenden Vorstand und ein aus … Personen bestehendes Kuratorium verwaltet werden. 

Als ersten Vorstand bestelle ich/bestellen wir folgende Personen:

1. ... (Vorname, Name, Anschrift, ggf. Funktion)
2. ...

ODER:

Vorsitzende/r des ersten Vorstandes werde ich selbst sein. Zu weiteren Mitgliedern bestelle ich:

1. ... (Vorname, Name, Anschrift, ggf. Funktion)
2. ...

Als erstes Kuratorium bestelle ich/bestellen wir folgende Personen: 

1. ... (Vorname, Name, Anschrift, ggf. Funktion)
2. ...

ODER:

Vorsitzende/r des ersten Kuratoriums werde ich selbst sein. Zu weiteren Mitgliedern bestelle ich: 

1. …(Vorname, Name, Anschrift, ggf. Funktion)
2. …
V.

Ich gebe/Wir geben der Stiftung die nachfolgende Satzung, die Bestandteil dieses Stiftungsgeschäfts ist.

Bremen/Bremerhaven, den ....

........................................................

(Unterschrift/en)

Satzung
 der Stiftung ......................................................

Präambel

(Eine Präambel ist nicht vorgeschrieben. Die Stifter/innen haben aber die Möglichkeit, in einer frei formulierten Präambel ihre Motive zu beschreiben. Diese Erläuterungen können später bei der Ermittlung des Stifterwillens hilfreich sein, z.B. bei Anträgen auf Satzungsänderungen.)

§ 1

Name, Rechtsform, Sitz

(1) Die Stiftung führt den Namen ……...............

(2) Die Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts und hat ihren Sitz in Bremen/Bremerhaven.

§ 2

Zweck der Stiftung

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung…

Beispiele: … von Wissenschaft und Forschung, …von Kunst und Kultur, …der Jugend- und Altenhilfe, …von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz, …der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, …des Sports, …des demokratischen Staatswesens…

(2) Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch….

Beispiele: 

1. Zuwendungen an…

2. die Förderung von Vorhaben, die geeignet sind….

3. die Förderung sportlicher Übungen und Leistungen,

4. die Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben,

5. die Vergabe von Forschungsaufträgen,

6. die Gewährung von Stipendien, 

7. die Pflege von Kunstsammlungen,

8. …

(3) Die Zwecke müssen nicht gleichzeitig und nicht in gleichem Maße verwirklicht werden
. 

§ 2a

Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

(4) Der/Die Stifter/in und seine/ihre Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung
. 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(6) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne des § 57 Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung. Zur Verwirklichung des Stiftungszwecks kann die Stiftung ihre Mittel teilweise anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Stiftungen oder Körperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Verfügung stellen.

§ 3

Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen im Zeitpunkt der Errichtung ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft (Anfangsvermögen). 

(2) Zuwendungen des Stifters oder Dritter wachsen dem Stiftungsvermögen zu, wenn sie dazu ausdrücklich bestimmt sind (Zustiftungen). Zuwendungen von Todes wegen, die vom Erblasser nicht ausdrücklich zur zeitnahen Erfüllung des Stiftungszwecks bestimmt sind, werden als Zustiftungen behandelt. Über die Annahme einer Zustiftung entscheidet der Vorstand. Er lehnt sie ab, wenn sie mit unvertretbaren Risiken oder Nachteilen für die Stiftung verbunden ist oder dem mutmaßlichen Willen der Stifterin/des Stifters widerspricht
. 

(3) Das Stiftungsvermögen (Anfangsvermögen sowie Zustiftungen) ist dauerhaft zu erhalten
. Es ist wertbeständig und ertragbringend anzulegen. Die Anlagestrategie der Stiftung wird schriftlich festgelegt (Anlagerichtlinien) und periodisch überprüft
. Die Anlagerichtlinien werden erstmalig durch den Stifter/die Stifterin festgelegt und später durch das Kuratorium überprüft und angepasst.
(4) Vermögensumschichtungen sind zulässig. Umschichtungsgewinne wachsen dem Stiftungsvermögen zu
. 

(5) Folgende Vermögensgegenstände dürfen nicht veräußert werden
: …….

§ 4
Verwendung der Erträge und Zuwendungen, Geschäftsjahr

(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen (Spenden) sind zeitnah zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu verwenden. Davon ausgenommen sind Zuführungen zu Rücklagen oder zum Stiftungsvermögen gemäß Absatz 3 und 4.

(2) Die Stiftung strebt ein optimales Verhältnis der administrativen Kosten zu den Förderleistungen/zu den für die Zweckerfüllung eingesetzten Mitteln an
.

(3) Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können und soweit für die Verwendung der Rücklage konkrete Ziel- und Zeitvorstellungen bestehen (zweckgebundene Rücklage bzw. Projektrücklage).

(4) Unter den Voraussetzungen des § 58 Nr. 7a bzw. des § 58 Nr. 12 der Abgabenordnung können / sollen (bestimmte?) Teile der jährlichen Erträge zur Substanzerhaltung und als Inflationsausgleich einer freien Rücklage oder dem Stiftungsvermögen zugeführt werden
. Der Vorstand kann freie Rücklagen dem Stiftungsvermögen zuführen. Er soll dies tun, wenn… 
(5) Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr.

§ 5

Begünstigte

(1) Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung nicht zu. 

(2) Mitglieder des Vorstandes oder des Kuratoriums oder deren Angehörigen im Sinne von § 20 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes dürfen keine Leistungen der Stiftung erhalten
.

§ 5a

Förderrichtlinien, Öffentlichkeitsarbeit, Transparenz

(1) Förderpolitik und –strategie werden schriftlich festgehalten und periodisch überprüft (Förderrichtlinien). Dabei werden der gesellschaftliche Bedarf sowie Tätigkeiten anderer Förderinstitutionen berücksichtigt. Die Wirksamkeit der Förderaktivitäten wird anhand der in den Förderrichtlinien festgelegten Kriterien überprüft
. Die Förderrichtlinien werden erstmalig durch die Stifterin/den Stifter festgelegt und später durch das Kuratorium überprüft und angepasst.

(2) Die Stiftung informiert die Öffentlichkeit in angemessener Weise über den Stiftungszweck, die Förderpolitik und ihre Organisation. Insbesondere sollen die relevanten Informationen im Internet öffentlich zugänglich sein. Die Stiftung pflegt den Austausch mit ihren Destinatären. 

§ 6
Organe der Stiftung 
(1) Organe der Stiftung sind der Vorstand und das Kuratorium
.

(2) Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind ehrenamtlich tätig
. Ihnen dürfen keine Vermögens​vorteile aus Mitteln der Stiftung zugewendet werden. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Aufwendungen im Sinne des § 670 BGB
. 

(3) Eine Person kann nicht gleichzeitig dem Vorstand und dem Kuratorium angehören. 


§ 7
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus … Personen. 
ODER: Der Vorstand besteht aus mindestens … und höchstens … Personen. 

(2) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt … Jahre
. Vor dem Ende der Amtszeit sind rechtzeitig die Mitglieder des nächsten Vorstandes zu berufen
. Wiederberufungen sind uneingeschränkt möglich. Findet die Berufung nicht rechtzeitig statt, bleibt der Vorstand bis zur Wahl der neuen Mitglieder im Amt. Die Berufung ist unverzüglich nachzuholen.
ODER:

Die Vorstandsmitglieder werden auf unbestimmte Zeit berufen.

(3) Die Mitglieder des ersten Vorstandes ergeben sich aus dem Stiftungsgeschäft. Sie werden abweichend von Absatz 2 auf unbestimmte Zeit berufen
.

(3a) Evtl. Vorgaben zur Qualifikation der Vorstandsmitglieder, zu unvereinbaren Ämtern, z.B.: Dem Vorstand sollen Personen angehören, die besondere Fachkompetenz und Erfahrung im Tätigkeitsbereich der Stiftung aufweisen. Ein Mitglied soll in Finanz- und Wirtschaftsfragen sachverständig sein. Dem Vorstand sollen keine Vertreter oder Beschäftigte potenzieller Destinatäre angehören.  
(4) Das Amt eines Vorstandsmitglied endet außerdem
 durch Tod, bei Vollendung des … Lebensjahres oder bei Niederlegung, die jederzeit möglich ist. In diesen Fällen bilden die verbleibenden Vorstandsmitglieder den Vorstand. Soweit erforderlich
 wird unverzüglich ein Nachfolgemitglied für den Rest der Amtszeit
 berufen. 

(5) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n für die Dauer der Amtszeit (ODER: für … Jahre). Beide bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Neubesetzung ihrer Positionen im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 
(5a) Abweichend von den vorstehenden Regelungen gehört der Stifter/die Stifterin dem Vorstand (als Vorsitzende/r)
 auf Lebenszeit ODER bis zur Vollendung des… Lebensjahres an. Solange er/sie dem Vorstand angehört, beruft er/sie die weiteren Mitglieder und bestimmt, wer stellvertretende/r Vorsitzende/r ist.

(6) Das Kuratorium kann ein Vorstandsmitglied, jedoch nicht die Stifterin/den Stifter
, mit den Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder aus wichtigem Grund abberufen und für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied berufen. Dem betroffenen Mitglied ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(7) Der Vorstand kann/soll
 sich eine Geschäftsordnung geben. Die erste Geschäftsordnung bestimmt der Stifter/die Stifterin.
(8) (Evtl., wenn keine ehrenamtliche Tätigkeit in § 6 Absatz 2 vorgesehen ist:) Die Vorstandsmitglieder erhalten eine angemessene Vergütung/Aufwands​entschädigung
, sofern die wirtschaftliche Lage der Stiftung dies zulässt. Bei der Bemessung der Höhe der Vergütung/Aufwandsentschädigung sind Aufgaben, Aufwand, Kompetenz und Leistung des jeweiligen Vorstandsmitglieds sowie die verfügbaren Mittel der Stiftung zu berücksichtigen. Art und Umfang der Dienstleistungen sowie die Höhe der Vergütung sind vor Aufnahme der Tätigkeit schriftlich festzulegen und der Stiftungsbehörde anzuzeigen. 
(9) (bei Zahlung einer Vergütung/Aufwandsentschädigung evtl.:) Die Vorstandsmitglieder haften gegenüber der Stiftung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
. 
ODER (bei ehrenamtlicher Tätigkeit evtl.): Die Vorstandsmitglieder haften gegenüber der Stiftung auch für Fahrlässigkeit
.
§ 8
Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende vertritt die Stiftung jeweils mit einem weiteren Vorstandsmitglied. ODER Der/Die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende sind jeweils einzelvertretungsberechtigt. ggf.: Im Innenverhältnis ist der/die stellvertretende Vorsitzende der Stiftung gegenüber verpflichtet, von seiner Vertretungsbefugnis nur bei Verhinderung des/der Vorsitzenden Gebrauch zu machen. ODER: Je zwei Vorstandsmitglieder vertreten die Stiftung gemeinsam. ODER: Die Vorstandsmitglieder sind einzelvertretungsberechtigt.

(2) Der Vorstand sorgt für die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks. Er hat im Rahmen der gesetzlichen und satzungsmäßigen Vorgaben den Willen des Stifters/der Stifterin so wirksam wie möglich zu erfüllen. Zu seinen Aufgaben zählen insbesondere

1. die Verwaltung des Stiftungsvermögens nach Maßgabe der Anlagerichtlinien,
2. Entscheidungen über die Verwendung der Stiftungsmittel nach Maßgabe der Förderrichtlinien,

3. die Aufstellung des Haushaltsplans, der Jahresrechnung einschließlich einer Vermögensübersicht und die Erstellung des jährlichen Tätigkeitsberichts,
4. Öffentlichkeitsarbeit.

(3) Sofern die wirtschaftliche Lage der Stiftung dies zulässt, kann der Vorstand zur Vorbereitung seiner Beschlüsse und zur Wahrnehmung laufender Aufgaben einzelne Tätigkeiten Dritten gegen Entgelt übertragen
. Dritte im Sinne von Satz 1 dürfen/sollen nicht Vorstandsmitglieder sein
. Der Abschluss entsprechender Verträge bedarf der vorherigen Zustimmung des Kuratoriums (evtl. nur in bestimmten Fällen, z.B. wenn insgesamt mehr als … % der nach dem Haushaltsplan verfügbaren Mittel durch solche Verträge gebunden werden oder wenn die Tätigkeit einem Mitglied des Vorstands übertragen werden soll)
. 
§ 9
Kuratorium
(1) Das Kuratorium besteht aus … Personen. ODER Das Kuratorium besteht aus mindestens… und höchstens … Personen.
(2) Die Amtszeit des Kuratoriums beträgt … Jahre
. Vor dem Ende der Amtszeit wählt das Kuratorium rechtzeitig die Mitglieder des nächsten Kuratoriums
. Wiederberufungen sind uneingeschränkt möglich. Findet die Wahl nicht rechtzeitig statt, bleibt das Kuratorium bis zur Wahl der neuen Mitglieder im Amt. Die Wahl ist unverzüglich nachzuholen.
ODER:

Die Kuratoriumsmitglieder werden auf unbestimmte Zeit berufen.

(3) Die Mitglieder des ersten Kuratoriums ergeben sich aus dem Stiftungsgeschäft. Sie werden abweichend von Absatz 2 auf unbestimmte Zeit berufen
.

(3a) Evtl. Vorgaben zur Qualifikation der Kuratoriumsmitglieder, zu unvereinbaren Ämtern, z.B.: Dem Kuratorium sollen Personen angehören, die besondere Fachkompetenz und Erfahrung im Tätigkeitsbereich der Stiftung aufweisen. Ein Mitglied soll in Finanz- und Wirtschaftsfragen sachverständig sein. Dem Kuratorium sollen keine Vertreter oder Beschäftigte potenzieller Destinatäre angehören.  
(4) Das Amt eines Kuratoriumsmitglieds endet außerdem
 durch Tod, bei Vollendung des … Lebensjahres oder bei Niederlegung, die jederzeit möglich ist. In diesen Fällen bilden die verbleibenden Kuratoriumsmitglieder das Kuratorium. Sie bestellen soweit erforderlich
 unverzüglich ein Nachfolgemitglied für den Rest der Amtszeit
 durch Zuwahl. 

(5) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und eine/n stellvertretende/n Vorsitzende/n für die Dauer der Amtszeit (ODER: für … Jahre). Beide bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Neubesetzung ihrer Positionen im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 
(5a) (als Alternative zur Mitgliedschaft im Vorstand, § 7 Absatz 5a:) Abweichend von den vorstehenden Regelungen gehört der Stifter/die Stifterin dem Kuratorium (als Vorsitzende/r)
 auf Lebenszeit ODER bis zur Vollendung des… Lebensjahres an. Solange er/sie dem Kuratorium angehört, beruft er/sie die weiteren Mitglieder und bestimmt, wer stellvertretende/r Vorsitzende/r ist.

(6) Das Kuratorium kann ein Kuratoriumsmitglied, jedoch nicht den Stifter/die Stifterin, mit den Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder aus wichtigem Grund abberufen und für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied berufen. Dem betroffenen Mitglied ist zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(7) (wenn nicht in § 6 für alle Organmitglieder bereits geregelt:) Die Mitglieder des Kuratoriums sind ehrenamtlich tätig
. Ihnen dürfen keine Vermögens​vorteile aus Mitteln der Stiftung zugewendet werden. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Aufwendungen im Sinne des § 670 BGB
. 

(8) (evtl.:) Die Kuratoriumsmitglieder haften gegenüber der Stiftung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
.
§ 10
Aufgaben des Kuratoriums
(1) Das Kuratorium berät, unterstützt und überwacht den Vorstand. Es trägt Sorge dafür, dass die Vorschriften des Stiftungsrechts und der Stiftungssatzung beachtet werden und dem Willen des Stifters/der Stifterin Rechnung getragen wird. Die Aufgaben des Kuratoriums sind insbesondere: 

1. 
die Berufung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern, soweit dies nicht gemäß § 7 Absatz 5a dem Stifter/der Stifterin obliegt,
2. 
der Erlass (soweit dies nicht Aufgabe der Stifterin/des Stifters ist), die Überprüfung und Anpassung der Förderrichtlinien (§ 5a Absatz 1) sowie der Anlagerichtlinien (§ 3 Absatz 3),
3. 
die Genehmigung des Haushaltsplans, der Jahresrechnung und des Tätigkeitsberichts,
3a.
(evtl.) die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers
,
4. 
die Entlastung des Vorstandes, 
5.
die Zustimmung zur Übertragung entgeltpflichtiger Tätigkeiten gemäß § 8 Absatz 3.
6.
(soweit in § 7 Absatz 9 vorgesehen) der Beschluss über die Höhe der an Vorstandsmitglieder gezahlten Vergütung oder Aufwandsentschädigung
(2) Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse kann das Kuratorium Sachverständige hinzuziehen, soweit dies erforderlich ist.

(3) Das Kuratorium soll mindestens einmal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung zusammentreten. Eine außerordentliche Sitzung ist einzuberufen, wenn mindestens… Mitglieder oder der Vorstand dies verlangen. Die Mitglieder des Vorstandes können an den Sitzungen des Kuratoriums teilnehmen, sie haben jedoch kein Stimmrecht. 

(4) Das Kuratorium kann/soll
 sich eine Geschäftsordnung geben. Die erste Geschäftsordnung bestimmt der Stifter/die Stifterin.
(5) Das Kuratorium ist ermächtigt, dem Vorstand insgesamt oder einzelnen seiner Mitglieder im Einzelfall Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB zu erteilen bzw. die Erteilung zu widerrufen.
§ 11
Sitzungen, Beratung, Beschlussfassung

(1) Beschlüsse der Organe werden in der Regel auf Sitzungen gefasst. Die Anzahl der Sitzungen richtet sich nach dem jeweiligen Beratungs- und Beschlussfassungsbedarf, der Vorstand tritt jedoch mindestens …mal jährlich, das Kuratorium mindestens …mal jährlich zusammen. Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende mit einer Frist von mindestens drei Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung. Eine Sitzung wird ferner einberufen, wenn … Mitglieder dies verlangen. Der/die Vorsitzende leitet die Sitzungen.

(2) Das Organ ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung mindestens die Hälfte der Mitglieder einschließlich des/der Vorsitzenden anwesend ist. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn in der Sitzung kein Widerspruch erhoben wird. In der Geschäftsordnung kann bestimmt werden, unter welchen Voraussetzungen Mitglieder, die an der Teilnahme an der Sitzung gehindert sind, ihre Stimme zuvor schriftlich abgeben oder ihre Stimme auf ein anderes Mitglied übertragen können.

(3) Sofern in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, kommen Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen zustande. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Solange die Stifterin/der Stifter Mitglied des Vorstandes/Kuratoriums ist, können Beschlüsse nicht gegen ihre/seine Stimme gefasst werden.
(4) Beschlüsse können in dringenden Fällen auch im Umlaufverfahren gefasst werden. Die Entscheidung hierüber trifft die/der Vorsitzende, die/der zur schriftlichen (oder telefonischen) Abstimmung innerhalb einer bestimmten Frist auffordert. Voraussetzung für die Wirksamkeit der Beschlussfassung ist die Beteiligung aller Mitglieder am Abstimmungsverfahren. Den Beschlüssen müssen alle (ODER…) Mitglieder zustimmen.

(5) Über Sitzungen sowie über Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind Ergebnisniederschriften anzufertigen, die von der/dem Vorsitzenden und der Schriftführerin/dem Schriftführer zu unterzeichnen sind. Die Niederschriften sind den Mitgliedern unverzüglich zuzusenden.

(6) Bei Verhinderung des/der Vorsitzenden werden seine/ihre Aufgaben und Befugnisse nach dieser Satzung durch den/die stellvertretende/n Vorsitzende/n wahrgenommen.

§ 12
Satzungsänderung

(1) Das Kuratorium kann im Einvernehmen mit dem Vorstand eine Änderung der Satzung, die den Stiftungszweck nicht berührt, beschließen, wenn 

1. die ursprüngliche Gestaltung der Stiftung dadurch nicht wesentlich verändert wird,

2. sie aufgrund einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse erforderlich ist
,
3. damit dem mutmaßlichen Willen
 des Stifters/der Stifterin Rechnung getragen wird oder
4. dadurch die Erfüllung des Stiftungszwecks erleichtert wird.

Unter den Voraussetzungen von Satz 1 Ziffer 2, 3 oder 4 darf das Kuratorium auch den Namen der Stiftung ändern
.

(1a) Nicht geändert werden darf/dürfen (z.B. die Präambel, der Name der Stiftung, die Altersgrenze für Organmitglieder …)

(2) Der Beschluss nach Absatz 1 erfordert eine Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Kuratoriums und des Vorstands. Zu Lebzeiten des Stifters/der Stifterin ist darüber hinaus seine/ihre Zustimmung erforderlich. ODER: Abweichend von § 8 BremStiftG ist eine Zustimmung des Stifters/der Stifterin nicht erforderlich
.

(3) Die Satzungsänderung wird erst mit Genehmigung der Stiftungsbehörde wirksam. 

§ 13
Änderung des Stiftungszwecks, Zusammenlegung, Auflösung

(1) Wird die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich oder ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Stiftungszwecks nicht mehr sinnvoll erscheint, kann das Kuratorium im Einvernehmen mit dem Vorstand die Änderung des Stiftungszwecks beschließen
, wenn keine Anpassung nach Absatz 1a oder Absatz 2 möglich ist.
(1a)
 Werden die Erträge der Stiftung nur teilweise zur Erfüllung des Stiftungszwecks benötigt, kann das Kuratorium im Einvernehmen mit dem Vorstand der Stiftung einen weiteren Zweck geben, dessen dauernde und nachhaltige Verwirklichung ohne Gefährdung des ursprünglichen Zwecks gewährleistet erscheint. Der weitere Zweck soll dem ursprünglichen Zweck ähnlich sein.

(2) Eine Modifikation des Stiftungszwecks, die ihn nicht in seinem Wesen berührt, ist zulässig,

1. 
wenn dies aufgrund einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse erforderlich erscheint
, oder

2.
wenn damit dem mutmaßlichen Willen
 des Stifters/der Stifterin Rechnung getragen wird.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatz 1 Satz 1 darf das Kuratorium im Einvernehmen mit dem Vorstand auch die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung oder eine Auflösung der Stiftung beschließen.

(4) Ein Beschluss nach Absatz 1 bis 3 bedarf der Zustimmung aller Mitglieder des Kuratoriums und des Vorstands. Zu Lebzeiten des Stifters/der Stifterin ist darüber hinaus seine/ihre Zustimmung erforderlich. ODER: Abweichend von § 8 BremStiftG ist eine Zustimmung des Stifters/der Stifterin nicht erforderlich
. Vor der Beschlussfassung ist eine Auskunft des Finanzamtes einzuholen. Der Beschluss wird erst mit Genehmigung durch die Stiftungsbehörde wirksam.

§ 14
Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Stiftung an …….
, der/die/das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

ODER:
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen der Stiftung an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Stiftung oder Körperschaft zwecks Verwendung für ….
.
� 	Um Rechtsfähigkeit zu erlangen, muss die Stiftung durch die Stiftungsbehörde gemäß § 80 BGB anerkannt werden. Zuständige Stiftungsbehörde ist der Senator für Inneres und Sport, Contrescarpe 22/24, 28203 Bremen. Es wird gebeten, das Stiftungsgeschäft zunächst im Entwurf bei der Stiftungsbehörde einzureichen (gerne als Word-Datei per E-Mail an office@inneres.bremen.de). Die Stiftungsbehörde nimmt eine Vorprüfung vor und unterbreitet ggf. Ergänzungs- und Änderungs�vor�schläge. In diesem Zusammenhang sollte auch ein Termin für ein Beratungsgespräch bei der Stiftungsbehörde vereinbart werden. Die Geschäftsstelle ist von Montag bis Donnerstag von 9 bis 15 Uhr, freitags von 9 bis 13.30 Uhr unter der Telefonnummer 0421- 361 9025 zu erreichen und leitet Ihren Anruf gerne an die zuständige Bearbeiterin weiter.�Sofern die Stiftung gemeinnützig sein soll, ist ferner eine Abstimmung mit dem zuständigen Finanzamt erforderlich. Wenn die Stiftung ihren Sitz in Bremen haben soll, ist dies das Finanzamt Bremen-Mitte, E-Mail: office@finanzamtmitte.bremen.de, Telefonnummer der Geschäftsstelle: 0421 361 94027. Falls die Stiftung ihren Sitz in Bremerhaven haben soll, ist das Finanzamt Bremerhaven zuständig, E-Mail: office@finanzamtbremerhaven.bremen.de; Telefonnummer der Geschäftsstelle: 0471 596-99000.


� 	I.d.R. gleicher Wortlaut wie § 2 der Satzung, s.u. 


� 	Hier ist eine genaue Auflistung von Barvermögen, Wertpapiervermögen, Immobilienvermögen und sonstigem Sachvermögen einzufügen.


� 	Die Satzung muss Regelungen enthalten über Namen, Sitz, Zweck, Vermögen und die Bildung des Vorstands der Stiftung (§ 81 BGB). Sofern die Stiftung gemeinnützig sein soll, sind weitere Vorgaben der Abgabenordnung (insbesondere Anlage 1 zu § 60) zu beachten. Darüber hinaus ist es ratsam, entsprechend den Vorschlägen dieser Mustersatzung weitere Regelungen aufzunehmen, um die spätere Stiftungstätigkeit zu erleichtern und zu steuern. Wie die Stifterin/der Stifter die Stiftungsverfassung inhaltlich ausgestaltet, ist weitgehend ihrer/seiner Entscheidung überlassen. Insofern ist die Mustersatzung nur ein Vorschlag, dies gilt in besonderem Maße für kursiv gedruckte Passagen, die gestrichen werden sollten, wenn sie nicht zur konkreten Stiftung passen. Ferner enthält die Mustersatzung an diversen Punkten alternative Formulierungsvorschläge und Merkpunkte, um aufzuzeigen, was die Stifterin/der Stifter bei der Errichtung einer Stiftung bedenken und entscheiden sollte, um ihren/seinen individuellen Willen möglichst deutlich zum Ausdruck zu bringen. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine Stiftung i.d.R. für einen sehr langfristigen Zeitraum errichtet wird und die Stifterin/der Stifter im Nachhinein nur unter bestimmten Voraussetzungen noch Einfluss auf die Stiftungsarbeit nehmen kann (z.B. aufgrund der gesetzlichen Zustimmungspflicht bei strategischen Entscheidungen wie Satzungs-/Zweckänderungen oder wenn er/sie Organmitglied ist). Wenn der Stifter/die Stifterin sicherstellen will, dass sein/ihr Wille auch in unvorhersehbarer Zukunft (insbesondere auch nach dem Tod) möglichst weitgehend durch die Stiftungsorgane verwirklicht wird, sollte möglichst konkret vorgegeben werden, was die Organmitglieder beachten sollen und wie weit ihr Entscheidungsspielraum (z.B. bei späteren Satzungs-/Zweck-/Namensänderungen) geht. Dies ermöglicht auch eine individuell passende Unterstützung durch die Stiftungsbehörde: je genauer sie den Willen der Stifterin/des Stifters aus der Satzung entnehmen kann, desto besser kann sie ihm bei späteren Genehmigungsentscheidungen Rechnung tragen (und ihn ggf. auch gegenüber dem künftigen Vorstand/Kuratorium durchsetzen). 


� 	Diese und weitere gemeinnützige Zwecke sind in § 52 der Abgabenordnung aufgeführt. 


� 	Konkretisierung der Zweckerfüllung, insbesondere soll sich hieraus ergeben, ob die Stiftung nur fördernd oder selbst operativ tätig wird.


� 	Der Stifter/die Stifterin kann auch Prioritäten und Schwerpunkte setzen, z.B. Quoten vorsehen.


� 	Alternativ: Aufnahme einer Bestimmung gem. § 58 Nr. 5 der Abgabenordnung („Die Stiftung darf einen Teil, jedoch höchstens ein Drittel ihres Einkommens dazu verwenden, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren“).


� 	In der Regel ist die Annahme von Zustiftungen vorteilhaft für die Stiftung. Durch den Vermögenszuwachs werden höhere Erträge generiert, die für die Zweckverfolgung zur Verfügung stehen. In Einzelfällen kann die Annahme einer Zustiftung aber auch mit Nachteilen verbunden sein, z.B. wenn das Vermögen mit hohen/unüberschaubaren Verbindlichkeiten belastet ist oder wenn die Verwaltung der Vermögenswerte einen unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde. Soweit die Zustiftung an eine Bedingung oder Auflage geknüpft ist, muss der Vorstand prüfen, ob die Erfüllung mit der Stiftungssatzung, den Interessen der Stiftung bzw. dem mutmaßlichen Willen der Stifterin/des Stifters in Einklang steht. Auch ohne explizite Regelung in der Satzung müsste der Vorstand über die Annahme einer angebotenen Zustiftung entscheiden. Die Aufnahme einer Satzungsbestimmung verdeutlicht aber dem Vorstand, dass ggf. eine Abwägung erforderlich ist, die Vorgabe bestimmter Kriterien erleichtert seine Entscheidung. 


� 	Die Vorgabe bezieht sich zunächst auf den Erhalt des Nominalwerts. Um einem Realwertverlust zu begegnen, kann der Stifter/die Stifterin Vorkehrungen in § 6 treffen.


� 	Der Stifter hat auch die Möglichkeit, einige Vorgaben für die gewünschte Anlagestrategie in der Satzung selbst festzulegen. Alternativ oder ergänzend sollte die Anlagestrategie schriftlich konkretisiert werden. Sie muss den Anforderungen der jeweiligen Stiftung Rechnung tragen, so dass die Stiftung ihre Ziele effizient erreichen kann. Insbesondere ist es regelmäßig geboten, Anlagestrategie und Förderstrategie aufeinander abzustimmen. Sinnvoll sind Regelungen zur Vermeidung von Interessenkonflikten (z.B. Wahrung der Unabhängigkeit der Stiftung von Banken/Bankberatern), zur Anlageorganisation (z.B. unterschiedliche Zuständigkeiten für Geldanlage und Kontrolle, Vorgaben zur Ausübung der Aktionärsrechte im Falle der Anlage in Aktien), Vorgaben für die Geldanlage (evtl. Konsultierung unabhängiger Berater, Liquiditätshaltung, Diversifikation der Vermögensanlagen, Vermeidung entschädigungsloser Anlagerisiken, Bestimmung des Risikoprofils, u.a. zulässige Risikoklassen – z.B. kann eine Vorgabe lauten, bei der Vermögensanlage x % Liquidität, y % risikolose/risikoarme Anlageformen, z % Aktienportfolio zu gewährleisten) und Bestimmungen zur Kontrolle des Anlageresultats. Zur Kostenminimierung kann auch vorgesehen werden, dass Angebote verschiedener Vermögensverwalter eingeholt werden sollen. Ferner sollte aufgenommen werden, in welchen Abständen das Kuratorium die Anlagestrategie überprüfen soll und bei Bedarf Verfahrensregeln getroffen werden.


� 	Der Stifter/die Stifterin sollte entscheiden, wie Umschichtungsgewinne zu behandeln sind. Für einen Zuwachs zum Stiftungsvermögen spricht, dass umgekehrt auch Vermögensverluste nicht auszuschließen sind; sie sind sowohl bei Umschichtungen als auch durch die allgemeine Wertentwicklung möglich.


� 	Der Stifter/die Stifterin hat auch die Möglichkeit, die Veräußerung bestimmter Gegenstände des Stiftungsvermögens auszuschließen – insbesondere wenn sie von wesentlicher Bedeutung für die Stiftung/ihre Aufgabenerfüllung sind. Sofern kein Veräußerungsverbot begründet werden soll, entfällt der Absatz (z.B. wenn das Stiftungsvermögen nur aus Barvermögen besteht). 


� 	Konkretisierung durch den Stifter/die Stifterin möglich (z.B. Quoten).


� 	Vielfach verliert das Stiftungsvermögen inflationsbedingt im Laufe der Zeit real an Wert. Um in gewissem Umfang gegenzusteuern, kann die Stifterin/der Stifter vorsehen, dass (ggf. bestimmte) Teile der Erträge dem Vermögen zugeführt werden sollen. Dennoch ist ein gewisser Wertverlust in vielen Fällen nicht zu vermeiden, da der größere Teil der Erträge zur Zweckerfüllung und zur Deckung notwendiger Verwaltungskosten verwendet werden muss.


� 	Die Regelung soll vermeiden, dass Entscheidungen nach eigenen Interessen getroffen werden, statt an den Stiftungszwecken/dem Willen der Stifterin oder des Stifters ausgerichtet zu sein. Das Verwaltungsverfahrensgesetz ist hier abrufbar: http://bremen.beck.de/ . Alternativ könnte in der Satzung vorgesehen werden, dass das betroffene Organmitglied in diesen Fällen nicht an der Entscheidung mitwirken darf.


� 	Der Stifter/die Stifterin kann hier, sofern gewünscht, Vorgaben für die Stiftungspraxis machen. Diese erleichtern dem Vorstand die Verwirklichung des Stifterwillens. Sie können außerdem dazu dienen, den Anschein von Willkür oder Interessenwirtschaft zu vermeiden, die Förderstrategien nachvollziehbar zu machen und so zur Glaubwürdigkeit der Stiftung beitragen. 


� 	Z.B. kann die Bewilligung von Fördermitteln mit Bedingungen versehen werden, deren Erfüllung überprüft wird. 


� 	Statt „Kuratorium“ kann auch eine andere Bezeichnung gewählt werden, z.B. „Beirat“ oder „Stiftungsrat“.


� 	Die ehrenamtliche Tätigkeit der Organmitglieder entspricht dem gesetzlichen Leitbild. Eine Vergütung bzw. Entschädigung für den Zeitaufwand darf nur gezahlt werden, wenn die Satzung dies ausdrücklich zulässt. Es gibt Fälle, in denen z.B. aufgrund des Umfangs der anfallenden (Verwaltungs)aufgaben und/oder des Stiftungsvermögens eine ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes unangemessen erscheint bzw. die Gefahr besteht, dass keine geeigneten Personen gefunden werden, die die Aufgaben ehrenamtlich wahrnehmen. Für diesen Fall kann die Satzung die Zahlung einer Vergütung ermöglichen. Dies kommt in erster Linie bei Vorstandsmitgliedern in Betracht, denen die laufende Verwaltung der Stiftung obliegt. In diesem Fall entfällt der Absatz 2 in § 6, in der Folge ist eine entsprechende Regelung für die Kuratoriumsmitglieder aufzunehmen (z.B. in § 9 Absatz 7) und für den Vorstand z.B. in § 7 die Vergütung zu regeln.


� 	„Aufwendungen“ (i.S.d. § 670 BGB) sind Vermögensopfer, die das Vorstandsmitglied zum Zwecke seiner Aufgabenwahrnehmung macht oder die sich als notwendige Folge seiner Tätigkeit ergeben. Ferner fallen darunter gewisse Schäden, die das Vorstandsmitglied bei seiner Aufgabenerfüllung erleidet. Nicht zu den Aufwendungen gehören die eigene Arbeitsleistung oder der u.U. entgangene Gewinn. 


� 	Überlegenswert auch: gestaffelte Erneuerung, d.h. keine feste Amtszeit für den Vorstand insgesamt, sondern jeweils für die Bestellung der einzelnen Mitglieder. 


� 	Anstelle dieser Regelung oder der im Folgeabsatz vorgesehenen Kooptation (Zuwahl von Mitgliedern durch die übrigen Mitglieder) können auch Berufungsrechte durch Dritte begründet werden, z.B. Körperschaften des öffentlichen Rechts wie Handelskammer, Rechtsanwaltskammer, Hochschulen, Universitäten oder private Einrichtungen wie Banken, Sparkassen, Vereine, Wohlfahrtsverbände.


� 	Ggf. streichen.


� 	Bei unbefristeter Berufung der Mitglieder wäre das Wort „außerdem“ zu streichen.


� 	Die Bestellung eines Nachfolgemitglieds ist erforderlich, wenn anderenfalls die Mindestmitgliederzahl unterschritten wird.


�  Bei unbefristeter Berufung der Mitglieder wäre der Einschub zu streichen.


� 	Klammerzusatz ggf. streichen.


� 	Absatz 5a ggf. streichen, u.a. auch dann, wenn statt der Mitgliedschaft im Vorstand eine Mitgliedschaft im Kuratorium gewünscht ist, vgl. § 9 Absatz 5a.


� 	ggf. streichen.


� 	Nichtzutreffendes streichen. In den Absatz können ggf. einzelne Punkte aufgenommen werden, die in der GO geregelt werden sollen - z.B. Einsetzung von ständigen oder Ad-hoc-Ausschüssen (bei größeren Stiftungen, bspw. für Finanzen/Vermögensanlage, Förderprojekte, Personelles); Details zur Vorbereitung und zum Ablauf der Sitzungen, s. auch § 8 Absatz 2; Umgang mit etwaigen Interessenskonflikten etc. 


� 	Es gibt Fälle, in denen z.B. aufgrund des Umfangs der anfallenden (Verwaltungs)aufgaben und/oder des Stiftungsvermögens eine ehrenamtliche Tätigkeit des Vorstandes unangemessen erscheint bzw. die Gefahr besteht, dass keine geeigneten Personen gefunden werden, die die Aufgaben ehrenamtlich wahrnehmen. Für diesen Fall kann die Satzung die Zahlung einer Vergütung ermöglichen. Problem: wer legt die Höhe Vergütung fest und welche Kriterien sollen hierfür gelten? Wenn die Stiftung nur über ein Organ verfügt, müssten die Vorstandsmitglieder über ihre eigene Vergütung entscheiden, was mit einem Interessenkonflikt verbunden ist. Ferner wäre u.U. ein „Insichgeschäft“ erforderlich, was gem. § 181 BGB grundsätzlich unzulässig ist. Der Stifter/die Stifterin muss ggf. entscheiden, ob diese Vorschrift in der Satzung abbedungen werden soll, um ausnahmsweise ein „Insichgeschäft“ zu ermöglichen. Außerdem sollten Kriterien für die Höhe der Vergütung normiert werden, ggf. als Korrektiv der Vorschlag einer externen Stelle eingefügt werden. Einige allgemeine Kriterien sind in der Mustersatzung vorgeschlagen. Sie bedürfen weiterer Konkretisierung. Der Stifter/die Stifterin könnte bspw. einen Stundensatz/Anlehnung an Tarifverträge oder Obergrenzen für die Gesamtausgaben festlegen (z.B. „maximal x % der jährlichen Erträge dürfen für die Vorstandsvergütung ausgegeben werden“). Bei gemeinnützigen Stiftungen muss immer berücksichtigt werden, dass ein angemessenes Verhältnis besteht zwischen Verwaltungskosten (inkl. etwaiger Vorstandsvergütung) und den Mitteln, die für die eigentliche Zweckerfüllung zur Verfügung stehen. �Zur Vermeidung der angesprochenen Interessenkollision bzw. von „Insichgeschäften“ kommt auch folgende Alternative in Betracht: Einsetzung eines ehrenamtlich tätigen Vorstandes, Übertragung bestimmter Aufgaben auf eine/n haupt- oder nebenamtlich tätige/n Geschäftsführer/in bzw. Vergabe bestimmter Aufträge gegen Entgelt an Dritte. Die entsprechenden Verträge würde dann der Vorstand schließen, der allein die Interessen der Stiftung vertritt. Alternativ kann eine Stiftung mit zwei Organen gegründet werden, in der das (ehrenamtlich tätige) Kontrollorgan über die Vergütung/Aufwandsentschädigung von Vorstandsmitgliedern entscheidet.


� 	Haftungsbegrenzung ggf. streichen. Alternativ kommt z.B. der Abschluss einer Haftpflichtversicherung für die Vorstandsmitglieder in Betracht. 


� 	Für ehrenamtlich tätige Vorstandsmitglieder ist die Haftung gegenüber der Stiftung bereits kraft Gesetzes (§§ 87, 31a BGB) auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Soll dies nicht gelten, muss in der Satzung ausdrücklich eine anderweitige Regelung getroffen werden. Für ehrenamtlich tätige Mitglieder anderer Stiftungsorgane existiert derzeit (Stand 31.07.2012) keine eindeutige gesetzliche Regelung. Es ist auch ungewiss, ob die Rechtsprechung § 31a BGB analog auf ehrenamtlich tätige Mitglieder sonstiger Stiftungsorgane anwenden wird. Daher ist es empfehlenswert, die jeweils gewünschte Haftungsregelung in die Satzung aufzunehmen. 


� 	Satz 1 und 2 regeln die entgeltliche Delegation von Verwaltungstätigkeiten, die nach Absatz 2 grds. zum Aufgabenbereich des Vorstands gehören. Z.B. kann gerade bei größeren Vermögen eine professionelle Vermögensverwaltung in Betracht kommen. Je nach Umfang der Stiftungsaufgaben kann die Bestellung eines Geschäftsführers bzw. die Beschäftigung von Mitarbeitern erforderlich werden, insbesondere bei großen, operativ tätigen Stiftungen. Bei kleineren Stiftungen mit überschaubarem Aufgabenbereich sollte der Absatz angepasst werden. 


� 	Dass keine entsprechenden Verträge mit Vorstandsmitgliedern geschlossen werden dürfen/sollen,  soll Interessenskollisionen verhindern. Außerdem sollen Abgrenzungsprobleme verhindert werden, z.B. die Frage, ob eine Tätigkeit zu den (ehrenamtlich wahrzunehmenden) Aufgaben des Vorstandsmitglieds gehört, oder ob sie sie (nur zufällig) durch ein Mitglied des Vorstandes in anderer Funktion (z.B. als Rechts-/Steuerberater) wahrgenommen wird und deshalb entgeltpflichtig ist. Sofern die Vorgabe als Sollvorschrift ausgestaltet wird, ist sie grundsätzlich bindend, nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen kommt ein Vertragsschluss in Betracht. Sofern in der Satzung die Zustimmung des Kuratoriums verlangt wird, kommt auch ein Verzicht auf diese Einschränkung (Satz 2) in Betracht, da durch das Kuratorium eine stiftungsinterne Kontrollinstanz zur Verfügung steht.


� 	Ggf. streichen.


� 	Überlegenswert auch: gestaffelte Erneuerung, d.h. keine feste Amtszeit für das Kuratorium insgesamt, sondern jeweils für die Bestellung der einzelnen Mitglieder. 


� 	Anstelle dieser Regelung oder der nachfolgend vorgesehenen Kooptation (Zuwahl von Mitgliedern durch die übrigen Mitglieder) können auch Berufungsrechte durch Dritte begründet werden, z.B. Körperschaften des öffentlichen Rechts wie Handelskammer, Rechtsanwaltskammer, Hochschulen, Universitäten oder private Einrichtungen wie Banken, Sparkassen, Vereine, Wohlfahrtsverbände. Eine Berufung durch Dritte sollte allerdings nur vorgesehen werden, wenn diese damit ausdrücklich einverstanden sind. 


� 	Ggf. streichen.


� 	Bei unbefristeter Berufung der Mitglieder wäre das Wort „außerdem“ zu streichen.


� 	Die Bestellung eines Nachfolgemitglieds ist erforderlich, wenn anderenfalls die Mindestmitgliederzahl unterschritten wird.


�  Bei unbefristeter Berufung der Mitglieder wäre der Einschub zu streichen.


� 	Klammerzusatz ggf. streichen.


� 	Absatz 4a ggf. streichen.


� 	Die ehrenamtliche Tätigkeit entspricht dem gesetzlichen Leitbild. Eine Vergütung bzw. Entschädigung für den Zeitaufwand darf nur gezahlt werden, wenn die Satzung dies ausdrücklich zulässt.


� 	„Aufwendungen“ (i.S.d. § 670 BGB) sind Vermögensopfer, die das Vorstandsmitglied zum Zwecke seiner Aufgabenwahrnehmung macht oder die sich als notwendige Folge seiner Tätigkeit ergeben. Ferner fallen darunter gewisse Schäden, die das Vorstandsmitglied bei seiner Aufgabenerfüllung erleidet. Nicht zu den Aufwendungen gehören die eigene Arbeitsleistung oder der u.U. entgangene Gewinn. 


� 	Haftungsbegrenzung ggf. streichen. Alternativ kommt z.B. der Abschluss einer Haftpflichtversicherung für die Kuratoriumsmitglieder in Betracht. Für ehrenamtlich tätige Vorstandsmitglieder ist die Haftung gegenüber der Stiftung bereits kraft Gesetzes (§§ 87, 31a BGB) auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Für ehrenamtlich tätige Mitglieder anderer Stiftungsorgane existiert derzeit (Stand 31.07.2012) keine eindeutige gesetzliche Regelung. Es ist auch ungewiss, ob die Rechtsprechung § 31a BGB analog auf ehrenamtlich tätige Mitglieder sonstiger Stiftungsorgane anwenden wird. Daher ist es empfehlenswert, die jeweils gewünschte Haftungsregelung in die Satzung aufzunehmen.


� 	Ist i.d.R. als reguläre/jährliche Beauftragung nur bei größeren Stiftungen zu empfehlen, in diesem Fall sollte an anderer Stelle in der Satzung geregelt werden, dass eine entsprechende Beauftragung erfolgen soll bzw. unter welchen Voraussetzungen.


� 	Nichtzutreffendes streichen. In den Absatz können ggf. einzelne Punkte aufgenommen werden, die in der GO geregelt werden sollen - z.B. Einsetzung von ständigen oder Ad-hoc-Ausschüssen (bei größeren Stiftungen, bspw. für Finanzen/Vermögensanlage, Förderprojekte, Personelles); Details zur Vorbereitung und zum Ablauf der Sitzungen, Umgang mit etwaigen Interessenskonflikten etc. 


� 	Der Stifter/die Stifterin hat die Möglichkeit, die Voraussetzungen festzulegen, unter denen Satzungsänderungen zulässig sein sollen. Sinnvoll ist sowohl die Festlegung inhaltlicher Kriterien als auch formaler Anforderungen (insbes. Mehrheitsverhältnisse). Es kann auch aufgenommen werden, dass bestimmte Teile der Satzung nicht geändert werden dürfen (s. Absatz 1a). Wird in der Satzung keine Regelung getroffen, gilt die allgemeine Bestimmung in § 8 BremStiftG. Danach sind Satzungsänderungen, die den Stiftungszweck nicht berühren, zulässig, wenn sie die ursprüngliche Gestaltung der Stiftung nicht wesentlich ändern. Ferner sind Änderungen zulässig, die aufgrund einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse erforderlich sind. Zu Lebzeiten des Stifters/der Stifterin ist dessen/deren Zustimmung erforderlich. 


� 	Bei dieser Formulierung der Ziffer 2 muss die Stiftungsbehörde im Rahmen ihrer Genehmigungsentscheidung prüfen, ob sich a) die Verhältnisse wesentlich geändert haben und ob b) aufgrund dieser Änderung tatsächlich (genau) die begehrte Satzungsänderung erforderlich ist. Wenn der Stifter/die Stifterin dem Vorstand einen größeren Entscheidungsspielraum einräumen möchte, kann stattdessen z.B. die Formulierung gewählt werden „wenn er sie aufgrund geänderter Verhältnisse für sinnvoll hält“. In diesem Fall wäre die Prüfungskompetenz der Stiftungsbehörde beschränkt. Sie müsste dann nur nachvollziehen, ob sich die Verhältnisse in irgendeiner Form geändert haben und die Einschätzung des Vorstands einer groben Plausibilitätsprüfung unterziehen.


� 	Entscheidend ist der mutmaßliche Wille des Stifters/der Stifterin zum Zeitpunkt der Stiftungserrichtung. Z.B. kommt eine Änderung zur Beseitigung von Redaktionsversehen/unerkannten Widersprüchen in Betracht. 


� 	Sofern der Stifter/die Stifterin eine Änderung des Stiftungsnamens ausschließen möchte, entfällt der Satz, zusätzlich sollte die Unabänderlichkeit des Namens in der Satzung klar gestellt werden (z.B. im folgenden Absatz).


� 	Der Stifter/die Stifterin hat die Möglichkeit, Bestandteile der Satzung, die ihm/ihr besonders wichtig sind, für unabänderlich zu erklären. 


� 	Die Zustimmung der Stifterin/des Stifters wird bereits durch das Bremische Stiftungsgesetz verlangt. Die Regelung kann in der Satzung abbedungen werden. Ein Verzicht auf die Zustimmungspflicht bietet sich beispielsweise bei Bürgerstiftungen mit einer Vielzahl von Stifter/inne/n an. Auch wenn die Stifterin eine juristische Person ist, kann ein Verzicht auf die Zustimmungspflicht sinnvoll sein.  


� 	Die Absätze 1 bis 2 stehen in einem Stufenverhältnis, um dem Stifterwillen möglichst weitgehend Rechnung zu tragen. Vorrangig ist eine Modifikation nach Absatz 2 bzw. ggf. eine Ergänzung nach Absatz 1a. Eine gravierende Änderung kommt nur unter den engeren Voraussetzungen des Absatz 1 in Frage. 


� 	Absatz 1 betrifft den Austausch des Stiftungszwecks bzw. eine gravierende Änderung der Zweckbestimmung. Dies ist nur ausnahmsweise zulässig, da die Identität der Stiftung gerade durch ihren Zweck bestimmt wird. Bei einem Austausch/einer grundlegenden Änderung des Stiftungszwecks wird der Fortbestand der Stiftung implizit in Frage gestellt, untechnisch gesprochen wird die ursprüngliche Stiftung durch eine andere Stiftung ersetzt. Dies dürfte im Regelfall nicht dem mutmaßlichen Willen der Stifterin/des Stifters entsprechen. Schließlich hat er/sie die Rechtsform einer Stiftung gewählt, um dauerhaft und nachhaltig einen bestimmten Zweck zu fördern. 


� 	Wenn dies nicht gewünscht ist bzw. angesichts der konkreten Zweckbestimmung der Stiftung keinen Sinn ergibt, Absatz streichen bzw. in der Satzung klarstellen, dass der Zweck nicht ergänzt werden soll. Sinnvoll kann eine Ergänzungsmöglichkeit insbesondere dann sein, wenn der ursprüngliche Stiftungszweck sehr eng gefasst ist, so dass z.B. nach Zustiftungen weitere Erträge zur Verfügung stehen können, die nicht abgerufen werden.


� 	Beispiel: Im Wege einer Zustiftung erhöht sich das Vermögen der Stiftung derart, dass die Tätigkeit der Stiftung ausgeweitet werden kann, evtl. verbindet der Zustifter/die Zustifterin die Zuwendung auch mit der Bitte, den Zweck anzupassen.


� 	Entscheidend ist der mutmaßliche Wille des Stifters/der Stifterin zum Zeitpunkt der Stiftungserrichtung. Z.B. kommt eine Modifikation des Stiftungszwecks in Frage, wenn ein Redaktionsversehen beseitigt werden soll, beispielsweise wenn belegbar ist, dass die Stifterin/der Stifter bestimmte Maßnahmen fördern wollte, dies aber infolge unzureichender Formulierung des Stiftungszwecks nach der Stiftungsverfassung nicht zulässig ist. 


� 	Die Zustimmung der Stifterin/des Stifters wird bereits durch das Bremische Stiftungsgesetz verlangt. Die Regelung kann in der Satzung abbedungen werden. Ein Verzicht auf die Zustimmungspflicht bietet sich beispielsweise bei Bürgerstiftungen mit einer Vielzahl von Stifter/inne/n an. Auch wenn die Stifterin eine juristische Person ist, kann ein Verzicht auf die Zustimmungspflicht sinnvoll sein.  


� 	Bezeichnung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer anderen steuerbegünstigten Stiftung oder Körperschaft.


�  Angabe eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecks, z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung, Erziehung, Volks- und Berufsbildung, der Unterstützung von Personen, die im Sinne von § 53 der Abgabenordnung wegen … bedürftig sind, Unterhaltung des Gotteshauses in …etc.
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